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Seit den 30er Jahren sind sich die Keynesianer, zumindest aber die von M. Kalecki und J. Robinson vertretene Richtung, darin einig, daß der entwickelte Kapitalismus zur Investitionsschwäche neigt und daß folglich ein Mangel an effektiver Nachfrage zu langanhaltenden Depressionen führen kann, soweit nicht Parlamente und Gewerkschaften die Einkommensverteilung anders regeln, als sich dies durch Markt und Wettbewerb ergeben würde. Zur Debatte steht damit die folgende makroökonomische Frage: Wenn die Technisierung (oder allgemein die Produktivkraftentwicklung) zu einer immer höheren Arbeitsproduktivität führt, der Wettbewerb aber die Löhne, die Sozialabgaben und die Gewinnsteuern der Unternehmen niedrig hält (der Wettbewerb minimiert die Kosten), dann ist zu fragen, ob bei konkurrenzbedingt minimiertem Massenkonsum die Ausgaben der Unternehmer für Investitionsgüter so sehr ansteigen, daß die gesamtwirtschaftliche Nachfrage Vollbeschäftigung sicherstellen kann. Tatsächlich ist dies nicht der Fall. Dies zeigt die Erfahrung in den 30er Jahren und seit Mitte der 70er Jahre.

Nachfrageschwäche und neoliberale Wirtschaftspolitik

Wie wenig wahrscheinlich die Kompensation einer Schwäche der Konsumgüternachfrage durch Stärke der Investitionsgüternachfrage ist, läßt sich mit der folgenden Überlegung illustrieren: Unterstellt, es herrscht Vollbeschäftigung, die Arbeitsproduktivität steigt in einem Jahr um drei Prozent. Dieselbe Anzahl von Beschäftigten ist nun in der Lage, statt 100 jetzt 103 Produktionseinheiten herzustellen. Bleibt der Massenkonsum unverändert bei - unterstellt - 70 (der Konsum aus Gewinn wird zur Vereinfachung vernachlässigt), so hat die Nachfrage nach Investitionsgütern von Steigerung der Arbeitsproduktivität 30 betragen; sie muß nun, soll der Vollbeschäftigungsoutput von 103 Einheiten abgesetzt werden, auf 33 ansteigen.. Die Investitionsquote muß hierbei ständig ansteigen, soll Vollbeschäftigung erhalten bleiben. Das Volumen der Investitionen muß demnach exakt um denjenigen Betrag (drei Einheiten Produktion) steigen, um den die Produktion wegen der gestiegenen Produktivität angestiegen ist. Die unternehmerischen Investitionsenscheidungen - sie sind abhängig von der erwarteten Rentabilität - müssen folglich der Höhe nach gleich sein der Zunahme der Prduktivität als Ergebnis vorangegangener Investitionsentscheidungen mit Modernisierungs- (Produktivitäts-) effekten. Dies kann eintreten. Es gibt aber keinen systematischen Grund, daß dies mit hinreichender Wahrscheinlichkeit der Fall ist. Da dieses Investitionsverhalten von der Unternehmerschaft nicht erwartet werden kann, wird die Kombination aus steigender Arbeitsproduktivität und konstantem Massenkonsum zu Arbeitslosigkeit führen. Die moderne neoliberale Wirtschaftspolitik versucht, das Problem folgendermaßen anzugehen:

· Investitionsforderung durch Förderung des technischen Fortschritts und Deregulierung,

· Steigerung der Konsumausgaben aus höheren Einkommen, vor allem aus Gewinneinkommen (diese Ausgaben können an die Stelle der unterbliebenen Investitionsausgaben treten); gedacht ist besonders an persönliche Dienstleistungen zu niedrigen Löhnen,

· Außenhandelsüberschüsse durch Überlegenheit in der internationalen Konkurrenz (niedrige Kosten, hochwertige Produkte durch Forcierung der technischen Entwicklung).

Sicherlich können Außenhandelsüberschüse für einige Länder eine Lösung sein. Die Aufgaben des Staates erstrecken sich dann auf Deregulierung und Förderpolitik für Investitionen. Die Deregulierung betrifft besonders den Arbeitsmarkt, da ja bei niedrigen Löhnen erwartet wird, daß ein Großteil der Arbeitslosigkeit durch extrem verbilligte persönliche Dienstleistungen beseitigt wird. Des weiteren muß sich die konkrete Politik des Staates darauf konzentrieren, daß der niedrige Lohn und Lebensstandard und die verbleibende Arbeitslosigkeit allgemein akzeptiert wird. (Mittel hierzu sind restriktive Kriterien zur statistischen Erfassung der Arbeitslosigkeit

- gegebenenfalls auch Fälschungen -, Ideologiepflege wie Leistungsgesellschaft, sportlicher Standortwettbewerb, des weiteren die Betonung außerökonomischer "Werte" wie Familie, Heimat, europäische Zivilisation usw.)

Die keynesianische Gegenposition

Die keynesianische Gegenposition besteht darin, bei vergleichsweise niedrigem Bedarf am Realkapital den Konsum, besonders den kollektiven wohlfahrtsstaatlichen Konsum zu stärken. Grundlage ist die folgende ökonomische Idee: Wenn - um auf das eingangs genannte Beispiel zurückzukommen - die Produktivität um drei Prozent steigt, die Nachfrage und Produktion also von 100 auf 103 Produktionseinheiten steigen müßte, um den Beschäftigungsstand zu halten, wenn aber die Investitionen nicht auf 33 ansteigen, so ist der Konsum von 70 auf 73 Einheiten zu steigern. (Sicherlich sieht auch der Keynesianismus vor, die Investitionen - gegebenenfalls - durch niedrigere Zinsen zu steigern. Dies einleuchtenderweise zu Lasten des Einkommens der Geldvermögensbesitzer.) Dieser Konsum schmälert übrigends nicht den Gewinn. Bezahlt wird er vielmehr aus dem Output. Denn würde bei konstanten Investitionen der Konsum nicht erhöht, so bleibt der Output bei 100 Einheiten konstant, die Lohnkosten (=Konsum) betragen 70, der Gewinn als Residuum 30. Beträgt der Konsum dagegen 73, so beläuft sich der Output auf 103 - der Gewinn aber beträgt unverändert 30 Einheiten.

Es ist klar, daß der Staat hier andere Aufgaben als im neoliberalen Kontext wahrnimmt. Es muß sich hier um eine partizipative Massendemokratie handeln, in der die "Masse" ihrem Interesse an kollektivem Konsum zur Geltung verhilft. Damit wird die Verwendung der Produktion (wieviel kollektiver, wieviel individueller Konsum, für welche Klassen und Schichten usw.) wesentlich politisch bestimmt. Da aber die Verwendung der Produktion von der Form des Einkommens abhängt (Lohn und Staatseinnahmen stärken den Konsum) betreibt der Staat Einkommenspolitik. Seine Tätigkeit und damit sein Anteil am Bruttoinlandsprodukt (Staatsquote) nimmt in dem Ausmaß zu, in dem die Arbeitsproduktivität steigt, der so erzeugte zusätzliche Überschuß über den Lohn hinaus aber nicht mehr für die Bildung von Realkapital verwendet werden kann. Der Sozialstaat muß sich demnach mit der Produktivkraft entwickeln, soll diese wohlfahrtsvermehrend gelenkt werden.

Damit ist die Frage, nach der Verteilung von Macht in der Gesellschaft gestellt. Keynes' Entwurf schränkt die Autonomie der Unternehmer beträchtlich ein. Seiner Vorstellung nach verstetigt eine ziemlich umfassende "Sozialisierung der Investitionen" die Investitionsausgaben. (In dieselbe Richtung wirkt ein niedriger Zins). Folglich ist es "nicht der Besitz der Erzeugungsgüter, deren Aneignung wichtig für den Staat ist. Wenn der Staat die der Vermehrung dieser Güter gewidmete Gesamtmenge der Hilfsmittel und die grundlegende Rate der Belohnung an ihre Besitzer bestimmen kann, wird er alles erfüllt haben, was notwendig ist". Wenn also die Investitionsausgaben durch Politik möglichst schwankungsfrei auf einem hinreichenden Niveau gehalten werden und die Sparpläne durch Einkommenspolitik - der Staat bestimmt "die Rate der Belohnung" für die Eigentümer des Realkapitals - diesen Investitionsplänen angepaßt sind, dann sind die Reproduktionsprobleme des entwickelten Kapitalismus bereinigt. Sind sie es wirklich? Da ist mit der Frage des Ausweichens vor der staatlichen Gewinnfestsetzung durch Direktinvestitionen im Ausland umzugehen; es kann sein, daß die Unternehmer ihre Mitwirkung bei der Investitionsplanung verweigern, in diesem Fall sind gegebenenfalls ganze Industriezweige zu nationalisieren; es wird einen ständigen Kampf um die politische Festlegung der Gewinne geben. Die Kapitalisten werden anhaltend auf der Lauer liegen, ihre Propaganda verstärken, um von diesen Regulierungen frei zu kommen. Hinzu kommt das Interesse der Rentiers, für die Keynes durch niedrige Zinsen den "sanften Tod" vorgesehen hatte. Was werden also die Geldvermögensbesitzer tun, um ihrer heimlichen Ausrottung entgegenzuwirken, was werden die Unternehmer tun?


Neoliberalismus als Antikeynesianismus

So kann es kommen, daß die Aufrechterhaltung des Wohlfahrtsstaates mehr verlangt als nur eine Neuverteilung der Eigentumsrechte an der Stromgröße Output: Das Eigentum an der Bestandsgröße Realkapital kann nun ebenfalls zur Debatte stehen. Will man aber all diese politischen Implikationen durchhalten, dann geht dies nur mit einer Demokratie, die die oben beschriebenen Eigenschaften hat. Dieser politische Prozeß insgesamt, von der Verwirklichung des keynesianischen Entwurfes bis hin zu dessen Implikationen, bedeutet nichts anderes als, so der neoliberale Klassiker Hayek, den Versuch, "die Kräfte der Gesellschaft in derselben Weise zu beherrschen, wie das bei der Beherrschung der Kräfte der Natur gelungen ist. Dieser Weg führt nicht nur zum Totalitarismus, sondern auch zur Vernichtung unserer Kultur und mit Sicherheit zur Verhinderung des Fortschritts in der Zukunft".

Der Neoliberalismus richtet sich also entschieden gegen das wohlfahrtsstaatliche Projekt des Keynesianismus als Fortsetzung der Aufklärung, bei dem die Vernunft den Anspruch darauf erhebt, sich die soziale Umwelt rational (d. h. wissenschaftlich) anzueignen - nicht nur im Sinne der passiven Kenntnis, sondern der aktiven, kollektiven Gestaltung. Hayek schreibt: "Der springende Punkt ist, daß es unendlich viel schwerer ist, logisch zu erfassen, warum wir uns Kräften, deren Wirkungen wir nicht im einzelnen verfolgen können, unterwerfen müssen, als dies zu tun aus demütiger Ehrfurcht, die die Religion oder auch nur die Achtung vor den Lehren der Nationalökonomie einflößte". Das "System funktioniert unter der Bedingung, daß der Einzelne bei seiner Teilnahme an sozialen Prozessen bereit und willig sein muß, sich Änderungen anzupassen und Konventionen zu unterwerfen, die nicht das Ergebnis vernünftigen Planens sind". Er muß die Bereitschaft haben, "sich im allgemeinen den Ergebnissen sozialer Prozesse zu unterwerfen, die niemand geplant hat und deren Ursachen vielleicht niemand versteht". Für Hayek gibt es einen "Mißbrauch und Verfall der Vernunft" Hierbei handelt es sich um eine "rationalistische und konstruktivistische Sicht, die eine bewußte Konstruktion der Gesellschaft auf der Grundlage der Vernunft fordert".

Auf dieser Grundlage konzentrieren sich die Aussagen des Neoliberalismus auf die folgenden Punkte:

· Aus Gründen der Freiheit darf dem Kapitalismus kein Ziel wie soziale Gerechtigkeit oder Maximierung der Wohlfahrt von Außen vorgegeben werden.

· Die Menschen sind uninformiert und werden es bleiben.

· Die üblichen demokratischen Institutionen werden mißbraucht oder ein Mehrheitswille ist nicht durch Wahlen feststellbar.

Markt und Wettbewerb als vorrangige Organisationsformen

Die Vorzüge des Marktes als Institution und des Wettbewerbs als Organisationsform sieht der Neoliberalismus nicht darin, daß sie eine unerläßliche Voraussetzung für die Maximierung der Produktion wären. Dies sind die Argumente der Klassik und auch der Neoklassik - wenngleich diese (eher statisch) die Allokationseffizienz des Marktes sehr betont. Markt und Wettbewerb sind, so der Neoliberalismus, vielmehr deswegen überlegen, weil sie in den Köpfen und Praktiken von Individuen "eingeschlossene" Wissensfragmente entdecken und vergesellschaften. Der Wettbewerb, so Hayek, muß verstanden werden als ein "Entdeckensprozeß" individuellen Wissens, nicht als ein Garant für Massenwohlfahrt. Der Markt vermittelt Information nicht nur in Form der Preisbildung, sondern durch den Wettbewerb werden überlegene Verfahren und Verhaltensweisen ausgesiebt. Überlegen ist hierbei, was zu persönlichem Erfolg und Wohlstand verhilft, zumindest aber das Überleben sicherstellt. Überlegenheit wird in dieser Weise als Anreiz und Vorbild erfahrbar und fordert so zur Nachahmung auf. Dieser Gedanke beruht auf zwei wichtigen Annahmen: Erstens ist gesellschaftliches Wissen im Gegensatz zu naturwissenschaftlichem zum größten Teil "stilles" Wissen, d.h. es ist "in erster Linie nicht artikuliertes Wissen, sondern ein Wissen, das zwar in Form von Regeln beschreibbar ist, das das Individuum jedoch nicht in Worten ausdrücken kann, sondern nur in der Praxis zu befolgen fähig ist". Da dieses Wissen zudem auf zahllose Individuen verstreut ist, "jeder deshalb in Unkenntnis der meisten Tatsachen ist, auf denen das Funktionieren der Gesellschaft beruht", ist es unmöglich, gesellschaftliches Zusammenleben bewußt zu gestalten und planend zu formen. Zweitens vollzieht sich soziales Lernen in der Hauptsache durch unreflektierte Sozialisation: "(...) der Mensch", so Hayek, "lernt durch die Enttäuschung von Erwartungen", d.h. durch Versuch und Irrtum beziehungsweise durch allmähliche Dressur. Vernunftgelenktes Lernen auf der Grundlage intellektueller Einsicht in die Zusammenhänge und Funktionsweise der besonders sozialen Umwelt ist, wenn nicht völlig ausgeschlossen, so doch nicht konstitutiv für den Menschen als soziales Tier. Damit ist das Menschen- und Gesellschaftsbild des Neoliberalismus bereits auf den Punkt gebracht: Der Mensch ist verdammt zu ewiger Unkenntnis, Gefangener im Dickicht allgemeiner Unübersichtlichkeit, ein blindes Gewohnheitstier, das im Dunkeln tappt. (Eine Ausnahme bilden die Verfasser neoliberaler Theorien, die wissen, was gut für die Menschen ist.) Er kann sich allein individuelle Überlebens- und Bereicherungspraktiken aneignen, mehr lassen die von erfolgreichen Personen ausgesandten Signale nicht zu. Ein Weg aus dieser nicht selbstverschuldeten, sondern natürlich gegebenen Unmündigkeit ist nicht bekannt. Der Bestand, die Stabilität der "Großen", der "Spontanen Ordnung", oder "Offenen Gesellschaft", wie Karl Popper sie nennt, beruht auf Unterwerfung unter sogenannte kulturelle Verhaltensregeln, die den Handlungsspielraum des Einzelnen festlegen: Privateigentum, Vertragsfreiheit, formale Gleichheit vor dem Recht, Ehrlichkeit und Sparsamkeit.

Spontane Ordnung und sozialer Zwang

Warum jedoch ist eine solche sklavische Akzeptanz liberaler Grundwerte ohne jede weitere Diskussion erforderlich? Die Antwort ist einfach und unromantisch: Anders ist Überleben nicht möglich, eben weil der Mensch von Natur aus unwissend ist. Dies beweist sich auch daran, daß die "Große Ordnung" (und ihre Regeln) nicht etwa von einer besser informierten Elite entdeckt und der Masse aufgezwungen worden wäre, sondern daß sie selbst das Ergebnis einer langen kulturellen Evolution und, in diesem Sinn, "spontan" ist. Hayek und mit ihm andere neoliberale Autoren verstehen Menscheitsgeschichte als einen allmählichen Disziplinierungsprozeß, in dessen Verlauf tribalistische kollektive Instinkte des Menschen schrittweise unterdrückt wurden zugunsten der Entfaltung individueller Eigentätigkeit im Rahmen immer abstrakterer allgemeiner Verhaltensregeln. Was aus neoliberaler Sicht die 'Offene Gesellschaft' jedoch über ihre bloße Überlebensfähigkeit hinaus als Ausdruck zivilisatorischen Fortschritts empfiehlt, ist die individuelle Freiheit, die sie ihren Mitgliedern ermöglicht.

Bei näherem Besehen stellt sich diese Eigenschaft der "Spontanen Ordnung" allerdings als wenig überzeugend heraus. Nicht nur muß diese Freiheit durch Unterwerfung erkauft werden. Sie ist zudem allein negative Freiheit, d.h. sie besteht allein in der Abwesenheit von Zwang. Dieser wiederum kann nur bei zwischenmenschlichen Beziehungen ins Spiel kommen. Zwang besteht nur, soweit seine Ausübung persönlich beabsichtigt ist, er kann jedoch nie Eigenschaft eines gesellschaftlichen Systems sein. Was dies bedeutet, wird in folgender Bemerkung Hayeks über die Lage eines Arbeitsuchenden nur zu deutlich: "Auch wenn ihn selbst und vielleicht seine Familie die Gefahr des Hungers bedroht und ihn 'zwingt', eine ihm widerwärtige Beschäftigung für einen sehr geringen Lohn anzunehmen und er der 'Gnade' des einzigen Menschen ausgeliefert ist, der bereit ist, ihn zu beschäftigen, so ist er doch weder von diesem noch von irgend jemand anderem in unserem Sinn gezwungen. Solange die Handlung, die seine Schwierigkeiten verursacht hat, nicht bezweckte, ihn zu bestimmte Handlungen oder Unterlassungen zu zwingen, solange die Absicht der Handlung, die ihn schädigt, nicht ist, ihn in den Dienst der Ziele eines anderen zu stellen, ist ihre Wirkung auf seine Freiheit keine andere als die einer Naturkatastrophe - eines Feuers oder einer Überschwemmung, die sein Heim zerstört, oder eines Unfalls, der seine Gesundheit schädigt."

Die "Freiheit zu verhungern" wird ausdrücklich als Wert im Sinne negativer Freiheit gutgeheißen. Eine partizipative Demokratie, gestützt auf informierte und lernbereite Menschen, die selbst ihr Geschick bewußt und planvoll als Kollektiv gestalten wollen, um ihre Lebenslage den entwickelten technischen und ökonomischen Möglichkeiten entsprechend zu verbessern, ist vom Neoliberalismus nicht vorgesehen. Denn - wie gesagt - ein von außen vorgegebenes Ziel mindert die Überlebenswahrscheinlichkeit, beschränkt die Freiheit, kurz, es ist angesichts naturgegebener menschlicher Unzulänglichkeit nicht angemessen. Folglich werden auch demokratische Institutionen nicht halten können, was man sich von ihnen verspricht. Wo der Staat es sich jedoch zur Aufgabe macht, soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen, wird er unweigerlich zum Spielball von Partikularinteressen. Indem er organisierte kollektive Interessenvertretung auf Massenbasis nicht nur zuläßt, sondern aktiv unterstützt (gemeint ist das Zusammenspiel von Staat und Gewerkschaften), wird der Staat in einem System, das auf der Grundlage von Mehrheitsverfahren funktioniert, zu deren Opfer. Denn solche Organisationen werden ihren Vorteil dazu nutzen, Wettbewerbsbeschränkungen durchzusetzen, demokratische politische Institutionen für ihre spezifischen Interessen zu funktionalisieren und die Gesellschaft durch den Mißbrauch staatlicher Machtmittel auszuplündern. Das Resultat sind politische Korruption und wirtschaftliche Stagnation und Krise.

Gewerkschafts- und Staatskritik

Besondere Zielscheibe neoliberaler Kritik sind in diesem Zusammenhang die Gewerkschaften als diejenige gesellschaftliche Gruppe, die sich in besonderem Maß des Staates bemächtigt habe, und den überwiegenden Teil aller Wettbewerbsbeschränkungen verursacht hat. Dies unterscheidet neoliberaler Argumentation zufolge das sogenannte Arbeitsmonopol vom Unternehmensmonopol, das auf Leistung (im Gegensatz zu parasitärem Mißbrauch des Staatsapparates) beruht und das zudem in der Regel nur vorübergehend existiert. Lassen wir Hayek einmal mehr zu Wort kommen: "Während sich die öffentliche Empörung und infolgedessen auch die Gesetzgebung beinahe vollständig gegen die selbstsüchtigen Handlungen einzelner Monopolisten (...) gerichtet hat (...), ist das, was die Marktordnung hauptsächlich zu zerstören droht, gar nicht die selbstsüchtigen Handlungen einzelner Firmen, sondern die Selbstsucht organisierter Gruppen. Diese haben ihre Macht weitgehend durch die Unterstützung gewonnen, die ihnen die Regierung dabei gewährt hat, jene Manifestationen individueller Selbstsucht zu unterdrücken, die ihr Handeln in Schach gehalten hätten. (...) Daß das, was moralisch falsch ist, nicht das Monopol, sondern nur die Verhinderung von Wettbewerb ist (...) sollten sich besonders jene 'Neoliberalen' vor Augen halten, die glauben, sie müßten ihre Unparteilichkeit dadurch beweisen, daß sie gegen alle Unternehmensmonopole genauso wettern wie gegen alle Gewerkschaftsmonopole, wobei sie vergessen, daß Unternehmensmonopole häufig das Resultat besserer Leistung sind, während alle Gewerkschaftsmonopole auf der zwangsweisen Unterdrückung des Wettbewerbs beruhen". Diese Kritik des modernen Staates als schwache Beute großer parasitärer Interessenverbände wird, neben von Hayek selbst, vor allem von einigen Vertretern der Theorie der kollektiven Entscheidungen (public choice Theorie, hier insbesondere Mancur Olson) und von Mitgliedern der Chicago-Schule vertreten. Sie ist darüber hinaus in abgewandelter Form seit einigen Jahren auch unter dem Stichwort "rent-seeking" auf den Entwicklungsstaat in der Dritten Welt angewandt worden. Der allgemeine Pessimismus, der so gegenüber der modernen partizipativen Massendemokratie verbreitet wird, wird schließlich weiter bestärkt durch Beiträge aus dem Bereich der Theorie der kollektiven Entscheidungen, die den modernen Staat als tyrannische Bürokratie sehen. Im Gegensatz zu der weiter oben erwähnten Argumentation erscheint hier der Staat als machtvolle, jedoch egoistische Organisation, bestehend aus selbstsüchtigen Bürokraten, die nicht im Interesse der Gesellschaft, sondern allein im unmittelbaren Eigeninteresse des Staates oder ihrer jeweiligen Ressorts handeln. Damit wird der moderne Staat zwar aus anderen Gründen, deshalb jedoch nicht weniger nachhaltig, als undemokratisch und korrupt abgestempelt.

Neoliberalismus gegen Demokratie

Die Vorstellung des Staates als Beute ist ebenfalls auf die Stellung der Zentralbank anzuwenden. Ist sie parlamentarisch kontrolliert, so wird sie ebenfalls zur Beute parasitärer Interessenverbände, die dann nicht nur den Staat, sondern als begehrliche Politiker auch das Geldwesen ruinieren. Eine aus der Demokratie ausgegliederte Zentralbank dagegen kann durch hohe Zinsen den Rentier revitalisieren und auch sonst sozialstaatliche Politik radikal behindern. Sie steht dem Ziel, die Politik an das Interesse einer einsichts- und daher handlungsfähigen Masse zu binden, entschieden entgegen. Zwei Fragen allerdings bleiben auch in dieser neoliberalen Argumentation offen: Kann die Zentralbank zu einer tyrannischen Bürokratie werden und weiter, wie ist zu erklären, daß das internationale Geldwesen besonders in einer Periode stabil war, in der die Zentralbanken von den Weisungen der Finanz- und Wirtschaftsministerien unmittelbar abhingen. Die neoliberale Gegenaufklärung setzt also alles daran, die Hoffnung auf informierte und politische Menschen zu zerstören, die sich der Institution des demokratischen Staates bedienen, um ihre Lebenslage zu verbessern. Der Staat soll diese Eigenschaften, nämlich ihn für den zivilisatorischen Fortschritt nutzen zu können, nicht mehr haben. Es soll ein "schlanker Staat" sein, der v.a. das Privateigentum (die gegebenen Eigentumsrechte), die Vertragsfreiheit und Vertragsvollstreckung, den Wettbewerb (besonders auf dem Arbeitsmarkt) und den freien Marktzutritt und -austritt garantiert.

Wird diese Gesellschaft stabil sein können? Gesetzt wird auf ein moralisches Korsett, auf eine zivilgesellschaftliche Lösung, nicht aber auf polizeistaatliche Vorkehrungen. Hayek schreibt dazu: "Doch daß das Verhalten innerhalb des privaten Bereichs nicht Gegenstand staatlicher Zwangsanwendung sein soll, heißt nicht notwendig, daß in einer freien Gesellschaft ein solches Verhalten auch vom Druck der allgemeinen Meinung oder der Mißbilligung frei sein soll (...). Jedenfalls fördert es die Klarheit, wenn man den Druck, den die öffentliche Zustimmung oder Ablehnung ausübt, um die Befolgung von Moralregeln und Konventionen zu sichern, nicht Zwang nennt (...). Im großen und ganzen stellen Konventionen und Normen des gesellschaftlichen Verkehrs und des persönlichen Verhaltens keine ernstliche Beeinträchtigung der persönlichen Freiheit dar, sondern sichern ein gewisses Mindestmaß an Gleichheit des Verhaltens, das die persönlichen Bemühungen sicherlich eher unterstützt als behindert".

Mehr noch fördert es allerdings die Klarheit, wann man sich an das Verhalten von Friedmans Chicago-Schule nach dem Putsch Pinochets in Chile erinnert. Praktisch hat der Neoliberalismus gegen eine vorübergehende Zwangsanwendung nichts einzuwenden, soweit der Zweck darin besteht, die erforderlichen "Moralregeln und Konventionen" wieder in die Gesellschaft einzupflanzen. Aber dies soll sicherlich nicht die Regel sein, besonders dann, wenn sich die RTLisierung des öffentlichen Lebens (Talk-Show mit Publikumsteilnahme als Demokratie) erfolgreich vorantreiben läßt.

  ------------------------------------------------------------------------

Marginalien:

Der Neoliberalismus richtet sich entschieden gegen das wohlfahrtsstaatliche Projekt des Keynesianismus als Fortsetzung der Aufklärung, gegen rationale und kollektive Gestaltung der sozialen Umwelt.

Im Menschen- und Gesellschaftsbild des Neoliberalismus ist der Mensch verdammt zu ewiger Unkenntnis, Gefangener im Dickicht allgemeiner Unübersichtlichkeit.

Die Freiheit des Neoliberalismus muß durch Unterwerfung erkauft werden. Sie ist zudem allein negative Freiheit, d.h. sie besteht allein in der Abwesenheit von persönlichem Zwang. Sozialer Zwang wird geleugnet.

Die neoliberale Gegenaufklärung setzt alles daran, die Hoffnung auf informierte und politische Menschen zu zerstören, die sich der Institution des demokratischen Staates bedienen, um ihre Lebenslage zu verbessern.

